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die Abgabefrist um weitere 3 Wochen verlängern, wenn 
dies zur Bedarfsermittlung in naehgeordneten Einrich­
tungen oder beim übergeordneten Fachorgan erforder­
lich ist.

(4) Nach Ablauf der im А tos. 3 genannten Fristen kann 
auch der direkte Verkauf an Haushaltsorganisationen, 
volkseigene Betriebe sowie nutznießende Rechtsträger 
erfolgen, soweit solche Abnehmer bekannt sind.

(5) Die Abgabe gebrauchter PKW, LKW, Kraftfahr­
zeug-Anhänger sowie Motorroller, Motorräder und 
Mopeds erfolgt nach den Bestimmungen der Anordnung 
vom 9. Januar 1961 über den Kauf und Verkauf sowie 
die Verteilung von gebrauchten Kraftfahrzeugen und 
Kraftfahrzeug-Anhängern (GBl. II S. 9).

(6) Ungenutzte oder nicht mehr gebrauchsfähige 
Büro- und Schreibmaschinen sind dem VEB Bürotech­
nik zum Kauf anzubieten. Dieser entscheidet, ob auch 
eine anderweitige Verwendung erfolgen kann.

(7) Gebrauchsunfähige Arbeitsmittel, die nicht mehr 
wiederhergestellt werden können, sind den volkseige­
nen Handelszentralen Schrott anzubieten, soweit nicht 
eine Verwendung als Reparatur- oder Bastlerbedarf in 
Haushaltsorganisationen, volkseigenen Betrieben oder 
durch nutznießende Rechtsträger möglich ist. Die Ab­
gabe erfolgt in diesem Falle ebenfalls zum Schrott­
wert.

(8) Abzugebende Materialien sind anderen Haus­
haltsorganisationen, volkseigenen Betrieben oder nutz- 
nießenden Rechtsträgern zum Kauf anzubieten. Kann 
kein Verkauf erfolgen, ist zu sichern, daß neue Mate­
rialien erst nach dem Verbrauch der Bestände einge­
kauft werden.

(9) Der Verkauf von Arbeitsmitteln an andere Ab­
nehmer kann erfolgen, wenn bei Haushaltsorganisa­
tionen, volkseigenen Betrieben oder nutznießenden 
Rechtsträgern kein Bedarf besteht, das Staatliche Ver­
mittlungskontor für Maschinen und Materialreserven 
keine Abnehmer ermitteln konnte und dem vorge­
sehenen Verkauf zustimmt.

§ 4

(1) Bei der Verlagerung von Aufgaben kann das 
Staatsorgan, das über die Verlagerung entscheidet, eine 
Umsetzung von Arbeitsmitteln ohne Werterstattung 
genehmigen.

(2) Die Umsetzung (ohne Werterstattung) an andere 
Kaushaltsorganisationen kann auch dann erfolgen, 
wenn es sich um Arbeitsmittel handelt, deren Anschaf­
fung über 5 Jahre zurückliegt und deren Zeitwert im 
einzelnen nicht 50 DM "übersteigt. Voraussetzung ist 
dabei, daß die übernehmende Stelle nachweist, daß die 
Anschaffung notwendig ist und finanzielle Mittel hier­
für nicht geplant wurden. In Zweifelsfällen entscheidet 
der für die abgebende Haushaltsorganisation zuständige 
Leiter des Fachorgans des örtlichen Rates in Überein­
stimmung mit dem Leiter der Abteilung Finanzen 
bzw. bei zentralen Organen der Leiter des zentralen 
staatlichen Organs nach Anhören des Haushaltsbearbei- 
ters über die Umsetzung.

(3) Die Kosten für den Transport, für die eventuell 
notwendige Überholung und die Montage der Arbeits­
mittel trägt die übernehmende Haushaltsorganisation.

§ 5

(1) Der Verkauf der Arbeitsmittel erfolgt zu Preisen, 
die nach den Bestimmungen der Preisanordnung 
Nr. 2015 vom 22. Februar 1963 — Gebrauchte Produk­
tionsmittel — (GBl. II S. 158) zu ermitteln sind.

(2) Kommt zwischen abgebender und übernehmender 
Stelle keine Einigung über den Preis zustande, ent­
scheidet auf Antrag das Staatliche Vermittlungskontor 
für Maschinen und Materialreserven. Bei Büro- und 
Schreibmaschinen entscheidet der VEB Bürotechnik, bei 
medizinischen Geräten das Versorgungskontor für 
Medizintechnik. Die Gebühren trägt der Antragsteller.

(3) Für Materialien gelten die handelsüblichen Preise 
nach den preisrechtlichen Bestimmungen. Über einge­
tretene Wertminderungen kann zwischen übernehmen­
der und abgebender Stelle ein Preisnachlaß vereinbart 
werden. Ist durch unsachgemäße Lagerung oder über­
durchschnittliche Vorratshaltung eine Wertminderung 
eingetreten, sind die Verantwortlichen durch den Leiter 
der Haushaltsorganisation zur Rechenschaft zu ziehen. 
Dieser prüft die materielle Verantwortlichkeit entspre­
chend den gesetzlichen Bestimmungen.

§ 6

(1) Die Anschaffung von gebrauchten Arbeitsmitteln 
kann nach den dafür geltenden Bestimmungen aus Mit­
teln des Investitions- bzw. Haushaltsplanes, aus Mit­
teln des NAW und des Rücklagenfonds der Volksvertre­
tungen, die Anschaffung von Materialien aus Haus­
haltsmitteln finanziert werden.

(2) Die abgebende Haushaltsorganisation verein­
nahmt den Verkaufserlös als außerplanmäßige bzw. 
überplanmäßige Einnahme auf dem Sachkonto „Übrige 
Einnahmen“.

§7

(1) Werden ungenutzte Arbeitsmittel verkauft, kön­
nen die Haushaltsorganisationen im laufenden Jahr 
50 "/0 des vereinnahmten Betrages für außerplanmäßige 
oder überplanmäßige Ausgaben zur Anschaffung von 
Arbeitsmitteln — vorrangig für gebrauchte Arbeitsmit­
tel — verwenden. Haushaltsorganisationen, die zu den 
Haushalten der örtlichen Organe gehören, können die­
sen Betrag ohne Rücksicht auf die Erreichung des ge­
planten Haushaltsüberschusses verwenden.

(2) Die restlichen 50 % der Verkaufserlöse, soweit sie 
von Haushaltsorganisationen erzielt wurden, die

a) zum Haushalt der Republik gehören, verbleiben 
als Mehreinnahmen im zuständigen Einzelplan des 
Haushaltes der Republik. Sie dürfen nicht für zu­
sätzliche Ausgaben verwendet werden;

b) zu den Haushalten der örtlichen Organe gehören, 
verbleiben dem betreffenden örtlichen Haushalt 
als Mehreinnahmen und können nach den gesetz­
lichen Bestimmungen verwendet werden.

'3) Wurden ungenutzte Arbeitsmittel durch Kontrol­
len der Eigenrevision der zentralen staatlichen Organe, 
durch die Abteilung Kontrolle und Revision des Mini­
steriums der Finanzen sowie durch die Abteilungen 
Finanzen der örtlichen Räte ermittelt, so sind die aus


